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Vorwort 

 
Im Mittelpunkt dieses IfG-Arbeitspapieres stehen Wertschöpfungsnetz-

werke. Es handelt sich dabei um vertikale Kooperationen in einer be-

stimmten Ausgestaltung. Mitglieder sind rechtlich selbständige Unter-

nehmen, die auf mindestens zwei aufeinander folgenden Wertschöp-

fungsstufen zusammenarbeiten. Dabei sind auf mindestens einer Stufe 

zwei Unternehmen tätig. In der Praxis sind solche Kooperationen weit 

verbreitet. Häufig haben sie Beziehungen zwischen Herstellern und Zu-

lieferern zum Inhalt. Die Vereinbarung der Modalitäten des Austausches 

von Leistungsbeziehungen und der Bewertung der Leistungen der Ko-

operationspartner sind wichtige Elemente der Gestaltung der Governan-

cestrukturen von Netzwerken. Sie beeinflussen nicht nur das wirtschaft-

liche Ergebnis der Kooperation, sondern auch die Verteilung der Koope-

rationsrente. Zusätzlich werden durch die konkreten Regelungen, die 

Anreize für kooperationsspezifische Investitionen beeinflusst. 

Mark Wipprich untersucht in diesem Papier in einem adäquaten modell-

theoretischen Rahmen, welche Auswirkungen die Vereinbarung von 

Preisen für einen bestimmten Zeitraum auf die entsprechenden Verhal-

tensweisen der Kooperationspartner haben, welche Länge der optimale 

Preisbindungszeitraum aufweist und wie sich in Anhängigkeit davon die 

Kooperationsrenten auf die Partner verteilen. Zusätzlich werden die Fra-

gen der optimalen Anzahl der Zulieferer sowie weiterer Kooperations-

merkmale und deren Auswirkungen gestellt. Obwohl es sich um ein ein-

faches Modell handelt, können wichtige Schlussfolgerungen für die Aus-

gestaltung von vertikalen Kooperationen dieses Typs abgeleitet werden, 

die durch die vorgeschlagenen Modellerweiterungen noch ergänzt wer-

den können. 

Diese Arbeit stammt aus dem „IfG-Forschungscluster II: Unternehmens-

kooperationen“. Die Ergebnisse und der gewählte Weg der Erkenntnis-

gewinnung werden hiermit zur Diskussion gestellt. Kommentare und An-

regungen sind herzlich willkommen. 

 
 
 
 
 
Prof. Dr. Theresia Theurl 
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1 Einleitung 

Wertschöpfungsnetzwerke als vertikale Kooperationsstrukturen sind in 

vielen Branchen als Realphänomen existent. Beispielsweise sind Zulie-

fernetzwerke in der Automobilindustrie stark verbreitet. OEM’s werden 

über pyramidenförmige Zulieferstrukturen von ausgewählten Lieferan-

ten mit Modulen und Systemen beliefert. Dabei bestehen ausgeprägte 

kooperative Beziehungen zwischen den Lieferanten und den Abneh-

mern.1 In der unternehmerischen Praxis stellt sich deshalb die Frage 

nach der optimalen Ausgestaltung der Arbeitsteilung in diesen Wert-

schöpfungsarchitekturen.2 Dabei ist insbesondere zu klären, wie der 

Leistungsaustausch zwischen den beteiligten Unternehmen strukturiert 

werden sollte.  

Der geeigneten Festlegung von Preisen kommt in Wertschöpfungs-

netzwerken eine strategische Bedeutung zu. Preise setzen Anreize für 

wirtschaftliches Handeln und kooperatives Verhalten. Deshalb können 

Preise als Kooperationsinstrument aufgefasst werden. Neben der Höhe 

vereinbarter Preise bzw. bestimmten Preisstaffelungen kann vielleicht 

auch die Länge einer vereinbarten Preisfixierung eine strategische Va-

riable zur Gestaltung kooperativer Beziehungen in Wertschöpfungs-

netzwerken darstellen. Wichtige und interessante Fragestellungen sind 

in diesem Kontext:  

Inwiefern ist die simultane Existenz von Preisbindungsfristen und Wert-

schöpfungsnetzwerken widerspruchsfrei? Wie ist die optimale Länge 

einer Preisbindungsfrist? Welche ökonomischen Vorteile und Len-

kungseffekte können mit Preisbindungen erzielt werden? 

 

Ziel dieser Arbeit ist es deshalb, Preisbindung hinsichtlich der Eignung 

als mögliches Kooperationsinstrument in Wertschöpfungsnetzwerken 

zu analysieren. Es wird ein Modell entwickelt, welches Preisbindungs-

fristen als strategische Variable zur Gestaltung von  Wertschöpfungs-

netzwerken beinhaltet. Das Arbeitspapier ist wie folgt strukturiert. Zu-

nächst wird eine Einordnung der Arbeit in die wissenschaftliche Litera-

tur und damit eine Motivation der weiteren Vorgehensweise vorge-

nommen. Danach wird der Modellrahmen vorgestellt, innerhalb dessen 

                                                  
1  Vgl. WILDEMANN (1996); RITSCH (2004) 
2  Neben Wertschöpfungsnetzwerken existieren zahlreiche weitere Ausges-

taltungen von Unternehmensnetzwerken als Formen zwischenbetriebli-
cher Kooperation. Vgl. z.B. KLEIN (1996); HESS (2002).  
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die oben skizzierten Fragestellungen studiert werden. Anschließend 

wird in Kapitel 3.2 die optimale Länge von Preisbindungsfristen unter-

sucht. In Kapitel vier wird untersucht, wie sich mögliche ökonomische 

Vorteile von Preisbindungsfristen auf die verschiedenen Netzwerkteil-

nehmer verteilen. Darauf aufbauend werden Stabilitäts- und Effizienz-

aussagen abgeleitet, die zur Beantwortung der obigen Fragen wichtig 

sind. Mit einem Fazit wird die Arbeit beschlossen. 

 

2  Einordnung in die Literatur 

Das vorliegende Arbeitspapier ist ein Beitrag zu der Literatur über 

Preisvereinbarungen in Kooperationen. Fragestellungen zu der optima-

len Aufteilung von Kooperationsrenten unter den Mitgliedern einer Koa-

lition sind Gegenstand einer langen wissenschaftlichen Debatte.3 Ein 

Netzwerk kann als spezielle Kooperationsstruktur durch eine Menge 

von Unternehmen und einer dazugehörigen Menge paarweiser Links 

bzw. paarweiser Kooperationsbeziehungen definiert werden.4 Um kon-

krete Fragestellungen zu studieren, werden industrielle Strukturen als 

Netzwerk aufgefasst.5 Insbesondere zu Käufer- Verkäufer bzw. Herstel-

ler- Zulieferer- Netzwerken existiert eine aktive Literatur.6 Wertschöp-

fungsnetzwerke werden in diesem Arbeitspapier in Anlehnung an die 

skizzierte Literatur ebenfalls als Käufer- Verkäufer bzw. Hersteller- Zu-

lieferer- Netzwerke also als vertikale Industriestrukturen aufgefasst. Im 

Speziellen charakterisieren nachfolgende Strukturelemente die Ar-

beitsdefinition von Wertschöpfungsnetzwerken in diesem Arbeitspa-

pier7: 

 

1. Ein Wertschöpfungsnetzwerk ist eine hybride Organisations-

form, in der rechtlich selbständige Unternehmen aus mindes-

tens zwei aufeinander folgenden Stufen der Wertschöpfungs-

kette kooperieren 

                                                  
3  Vgl. für einen formalen spieltheoretischen Zugang z.B. MYERSON (1977), 

BLOCH (1995) oder für einen Überblick WIESE (2005), BLOCH (1997). 
4  Vgl. JACKSON (2003); VAN DEN NOUWELAND (2003). 
5  Vgl. für Anwendungen z.B. ECONOMIDES/ HIMMELBERG (1995), HENDRICKS/ 

PICCIONE/ TAN (1995). 
6  Für einen Überblick zu experimentellen Arbeiten vgl. KOSFELD (2004) so-

wie für eine formale Theorie vgl. KRANTON/ MINEHART (2001). 
7  Vgl. für weitere Definitionen aus dem deutschsprachigem Raum bei-

spielsweise SWOBODA (1997); VON STENGEL (1999); BACH/ BUCHHOLZ/ 
EICHLER (2003); PIBERNIK (2001); RITSCH (2004). 
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2. Auf mindestens einer Wertschöpfungsstufe gehören mindestens 

zwei Unternehmen  dem Wertschöpfungsnetzwerk an.  

 

Die Wahl der richtigen Organisationsform und die Frage nach vertikaler 

Integration einer Firma ist Gegenstand der Literatur zur Theorie der Un-

ternehmung. Der Ansatz unvollständiger Verträge lieferte als erstes ei-

ne geschlossene Theorie zu Kosten und Nutzen von Integration in ei-

nem einheitlichen Rahmen.8 Die Grundidee besteht in der Setzung von 

optimalen Anreizen zu spezifischen Investitionen durch die Zuweisung 

von Eigentumsrechten zwischen den verschiedenen Parteien.9 Dabei 

ist es unter Umständen für eine Partei optimal die eigene Ex-post Ver-

handlungsposition zu verschlechtern um der anderen Partei Ex-ante 

Sicherheit für wichtige spezifische Investitionen zu geben.10  

In jüngerer Zeit wird, auch aus praktischer Sicht, die Fähigkeit von Ver-

rechnungspreisen und Budgets zur Steuerung der Anreizwirkungen für 

Investitionen in Unternehmensbereichen untersucht.11 

Dieses Papier verbindet die Frage optimaler Anreize zu beziehungs-

spezifischen Investitionen in Wertschöpfungsnetzwerken mit der Ana-

lyse von optimalen Preisen in dieser Kooperationsstruktur. Dabei steht 

im Gegensatz zu der beschriebenen Literatur explizit die Länge einer 

Preisvereinbarung im Focus der Analyse: 

Investiert ein Zulieferer spezifisch in Kosten senkende Produktionsver-

fahren, so sieht er sich bei Abwesenheit von bindenden Verträgen der 

Gefahr gegenüber, dass sich der Hersteller nach Tätigung der Investiti-

onen die Effizienzgewinne durch Wechseldrohung anzueignen ver-

sucht.12 Auf der anderen Seite ist für den Hersteller eine zu starke ver-

tragliche Bindung an einen Zulieferer ebenfalls problematisch. An mög-

lichen Effizienzgewinnen des Zulieferers kann nicht partizipiert werden 

und es entsteht eine umgekehrte Abhängigkeit da ein Wechsel zu an-

deren Zulieferern nicht möglich ist. Als Lösung dieser Dilemmasituation 

                                                  
8  Vgl. GROSSMAN/ HART (1986) und HART/ MOORE (1990). 
9  Wenn es z.B. sehr wichtig ist, dass jede Partei etwas spezifisch investiert, 

kann Nicht-Integration, die beiden Parteien Anreize bietet der Integration 
überlegen sein.  

10  Vgl. EDLIN/ REICHELSTEIN (1996) für eine Analyse dieses Mechanismus in 
einem bilateralen Handelsproblem. 

11  Vgl. z.B. BALDENIUS/ REICHELSTEIN/ SAHAY (1999); GÖX/ SCHÖNDUBE 
(2004); LENGSFELD (2004) 

12  Vgl. zur Problematik unvollständiger Verträge in Verbindung mit Opportu-
nismus z.B. GROUT (1984); WILLIAMSON (1985); HART/ MOORE (1988); 
GREEN/ LAFONT (1988). 
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wäre vielleicht eine begrenzte Preisbindungsfrist mit Abnahmeverpflich-

tung des Herstellers denkbar. Ein Zulieferer hätte in dieser Situation 

Anreize, die Produktionskosten senkende, Investitionen durchzufüh-

ren.13 Der Hersteller könnte nach Ablauf der Bindungsfrist versuchen 

an den Effizienzverbesserungen zu partizipieren. Ob und gegebenen-

falls wie sich die Rente durch Effizienzsteigerungen zwischen Herstel-

ler und Zulieferer nach Ablauf der Preisbindungsfrist aufteilen, hängt 

dabei von möglichen Alternativen, der Anzahl der Zulieferer, also der 

Verhandlungsmacht ab.14 Dies antizipierend, könnte es für den Herstel-

ler optimal sein, mit mehreren Zulieferern eine Preisbindungsfrist zu 

vereinbaren, also ein Wertschöpfungsnetzwerk im Sinne der obigen 

Definition zu errichten, um bei der Verhandlung über die Verteilung 

möglicher Effizienzgewinne nach Ablauf der Fristen die eigene Ver-

handlungsposition zu verbessern.15 Eine Aufteilung der Nachfrage des 

Herstellers nach dem Vorprodukt auf mehrere Zulieferer reduziert auf 

der anderen Seite vielleicht die Anreize spezifische Investitionen über-

haupt durchzuführen. 

Es stellen sich also im Speziellen folgende Fragen: Existiert eine opti-

male Preisbindungsfrist? Besteht ein Anreiz für einen Hersteller mit 

mehreren Zulieferern für dasselbe Vorprodukt mittels Preisbindungen 

zu kooperieren also ein Wertschöpfungsnetzwerk zu errichten? Mit wie 

vielen Zulieferern sollte kooperiert werden?  

Diese Fragen werden im Folgenden analysiert. Dazu wird zunächst der 

Modellrahmen vorgestellt. 

 

 

 

 

 
                                                  
13  Vgl. zu kooperativen Investitionen und dem Wert von Verträgen z.B. CHE/ 

HAUSCH (1999). 
14  Die Arbeiten von CHUNG (1991); AGHION (1994); NÖLDEKE/ SCHMIDT (1995) 

zeigen, dass u.U. auch unvollständige Verträge das Hold Up Problem lö-
sen können. Diese Arbeiten nehmen aber explizit oder implizit an, dass ei-
ne Partei die gesamte Verhandlungsmacht zum Zeitpunkt der Wiederver-
handlung hat. 

15  KOVACIC/ SMALLWOOD (1994) und LYON (2006) untersuchen die Implikatio-
nen mehrerer Lieferanten von Militärtechnik für das amerikanische Vertei-
digungsministerium. 
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3 Preisbindung bei dezentraler Planung 

3.1 Modellrahmen 

Gegeben sei ein Endprodukt dessen Lebenszyklus die Länge +∈L  

hat. Es sei angenommen, dass für jede Einheit des Endproduktes ge-

nau eine Einheit eines Vorproduktes benötigt wird.  

Für dieses Vorprodukt existieren potentielle Zulieferer. Damit ist das 

Vorprodukt Gegenstand von Verhandlungen zwischen dem Hersteller 

des Endproduktes und potentiellen Zulieferern. Der Hersteller hat die 

Möglichkeit einem potentiellen Zulieferer eine Preisbindung 1Zp  für das 

Zeitintervall [ ]0,T  mit 0 T L≤ ≤  zu gewähren. In dieser Zeit verpflichtet 

sich der Hersteller, vereinbarte Mengen als Anteil einer Marktnachfrage 

von dem Zulieferer zu beziehen.16 Zusätzlich sei angenommen, dass 

der konstante Wert des vom Zulieferer bezogenen Vorproduktes für 

den Hersteller 1H Zp p>  beträgt.17 Es existiere ferner eine Marktnach-

frage in Höhe von Q Einheiten welche gleichverteilt auf dem gesamten 

Intervall [ ]0,L  ist. 18 19  

Die Grenzkosten c für die Herstellung einer Einheit des Vorproduktes 

seien von der produzierten Menge unabhängig.20 Die Grenzkosten pro 

Einheit können aber durch Investitionen k einer gegebenen Spezifität21 

in Forschung und Entwicklung bzw. spezielle Fertigungstechnologien 

gesenkt werden ( ): ,  + +→c k c k . Dabei sei die Grenzkosten-

funktion zweifach stetig differenzierbar und es gelte global 0c
k
∂
∂ < ,   

                                                  
16  Als Entscheidungsknoten für Hersteller und Zulieferer werden im Folgen-

den nur t=0 und t=T  angenommen. Damit wird von Hold up – Problemen in 
( )0,T  abstrahiert. 

17  Das Vorprodukt wird durch Kombination mit anderen Vorleistungen und 
Produktionsfaktoren zu einem Endprodukt weiterverarbeitet. 1H Zp p>  be-
deutet also, dass der Wert des Vorproduktes für den Hersteller größer ist 
als seine Kosten durch einen Bezug beim Zulieferer.    

18  Damit ergibt sich für die Marktnachfrage zu jedem Zeitpunkt: Q L ; für die 
Marktnachfrage in [ ]0,T : T Q L⋅  und für die Marktnachfrage in [ ],T L : 
Q T Q L− ⋅ . 

19  Die Marktnachfrage Q bezieht sich im strengen Sinn auf die vom Herstel-
ler produzierten Endprodukte. Da für jede Einheit des Endproduktes genau 
eine Einheit eines Vorproduktes benötigt wird, bezieht sich die Marktnach-
frage Q auch auf das Vorprodukt. 

20  Dies impliziert die Annahme konstanter Skalenerträge. 
21  Es wird an dieser Stelle zur Vereinfachung darauf verzichtet die Spezifität-

seigenschaft explizit zu modellieren. Für die folgenden Ausführungen 
bleibt lediglich festzuhalten, dass der Spezifitätsgrad exogen gegeben und 
vom absoluten Niveau k unabhängig ist. 



 

 10

2

2 0c
k
∂
∂

> .22 Um sicherzustellen, dass bei k=0  dennoch Vertragsbezie-

hungen zwischen dem Hersteller und potenziellen Zulieferern entste-

hen, gilt in diesem Kapitel ( )1 0> =Zp c k .23 

Abbildung 1 verdeutlicht die Struktur des gewählten einfachen Modell-

rahmens.  

 
Abbildung 1: Zeitstruktur des Modells 

Quelle: Eigene Darstellung 
 

3.2  Optimale Investition und Preisbindung 

In diesem Kapitel wird untersucht, wie ein Hersteller die Preisbindungs-

frist [ ]0,T  mit 0 T L≤ ≤  wählen würde, falls er seinen Gewinn maxi-

miert. Genau genommen optimiert der Hersteller über das Tupel 

( )1,Zp T . Um den Effekt der Preisbindung isoliert studieren zu können, 

wird in dieser Arbeit ( )1 0> > =H Zp p c k als exogen angenommen. 

Darüber hinaus wird zunächst vereinfachend davon ausgegangen, 

dass der Hersteller nur mit einem Zulieferer interagiert und nach Ablauf 

der Preisbindungsfrist in der Lage ist, sich sämtliche Effizienzgewinne 

anzueignen.24 Dieses Entscheidungsproblem kann als Spiel zwischen 

                                                  
22  Die Annahme einer konvexen Innovationstechnologie  folgt der Vorge-

hensweise von D’ASPREMONT und JACQUEMIN (1988) und TIROLE (1992). In 
beiden Arbeiten werden konvex steigende Kosten für die Akkumulierung 
von weiteren Einheiten an Erfahrungen angenommen. Der akkumulierte 
Erfahrungsstand ist also eine konvexe Funktion in den Investitionen in 
F&E. 

23  In Kapitel  3.2 werden Situation betrachtet in denen ( )1 0> =Zp c k  sein 
kann. 

24  Von dieser Referenzsituation ausgehend, wird sich anschließend in Kapi-
tel 3 detailliert mit der Aufteilungsproblematik möglicher Effizienzgewinne 
nach Ablauf der Preisbindungsfrist beschäftigt.   

Wiederverhandlungsperiode

Q
L

T L0

1Zp
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dem Hersteller und dem Zulieferer formuliert werden. Das zweistufige 

Spiel wird durch Rückwärtsinduktion gelöst: 

 

1. Der Hersteller legt eine Preisbindungsfrist [ ]0,T  mit 0 T L≤ ≤  

fest und berücksichtigt dabei die beste Antwort eines Zuliefe-

rers. 

2. Der Zulieferer wählt für eine gegebene Preisbindungsfrist in t=0 

sein Niveau der Investitionen k und bestimmt damit die Grenz-

kosten seiner Produktion 

 

Damit lautet das Optimierungsproblem des Zulieferers auf der 2. Stu-

fe:25 

( )1 1max  Z Zk

Q Qp T c k T k
L L

π = ⋅ ⋅ − ⋅ ⋅ −  

 

Proposition 1 (B.E.O. und komparative Statik) Der Zulieferer wählt im 

Gewinnoptimum das Niveau k von Investitionen einer gegebenen Spe-

zifität so, dass gilt26: 

i) Grenzersparnis entspricht den Grenzkosten: 1c Q T
k L
∂

− ⋅ ⋅ =
∂

 

ii) Für die komparative Statik gilt: 0;  0;  0dk dk dk
dT dL dQ

∗ ∗ ∗

> < >  

 

Der Zulieferer wählt also in Abhängigkeit von T sein Niveau der Investi-

tionen k so, dass die Grenzkosten einer weiteren Einheit Investition in 

Höhe von 1 den Grenzerlösen durch eine marginale Produktionskos-

tensenkung multipliziert mit der Marktnachfrage in [ ]0,T  also Qc
k L T∂
∂− ⋅ ⋅  

entsprechen.  

Die komparative Statik ist intuitiv. Erhöht sich ceteris paribus die Preis-

bindungsfrist, so kann der Zulieferer eine längere Zeit mögliche Effi-

zienzgewinne durch die Wahl von k  bzw. ( )c k  vereinnahmen. Deshalb 

steigt sein Anreiz ein höheres Niveau der Investitionen zu wählen. Bei 

einer ceteris paribus Erhöhung der Länge des Produktlebenszyklus 

verteilt sich die gegebene Marktnachfrage Q gleichmäßig auf eine län-
                                                  
25  Beachte, dass der Zulieferer in der zweiten Periode annahmegemäß Null-

gewinne erzielt. 
26  Vgl. für eine Beweisskizze Anhang A1 S.27. 
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gere Zeit. Damit ist die Marktnachfrage in jedem Zeitpunkt geringer. Da 

die Preisbindungsfrist T unverändert ist, können Effizienzgewinne 

durch die Wahl von k bzw. ( )c k  nur bei weniger Einheiten vereinnahmt 

werden. Dadurch sinkt der Grenzerlös von Investitionen k in t=0. Des-

halb sinken die Investitionen k bis sich Grenzerlöse und Grenzkosten 

wieder angepasst haben.  

Eine Steigung der Gesamtnachfrage Q bedeutet ceteris paribus eine 

Erhöhung der Nachfrage zu jedem Zeitpunkt t. Damit steigt der Grenz-

erlös von, durch Investitionen k, induzierten Produktionskostensenkun-

gen. Da die Grenzkosten dieser Investition aber gleich bleiben, erhöht 

sich bei einer Steigerung der Gesamtnachfrage das optimale Niveau 

der Investitionen k. 

Es bleibt an dieser Stelle festzuhalten, dass für jede Preisbindungsfrist 

( ]0,T L∈  ein optimales Niveau +∈k  existiert.27 Durch Preisbin-

dungsfristen werden damit Investitionen einer gegebenen Spezifität bei 

Zulieferern ermöglicht. Daher scheinen Preisbindungsfristen als In-

strument zur Ausgestaltung kooperativer Beziehungen in vertikalen In-

dustriestrukturen geeignet zu sein.  

In Kenntnis der Reaktionsfunktion des Zulieferers bestimmt der Herstel-

ler die gewinnoptimale Preisbindungsfrist. Das Optimierungsproblem 

lautet: 

 

[ ]

( ) ( )
[ ]

( ) ( )( ) ( )

1

Optimierung für Periode 0, Optimierung für Periode ,

1

max  π ∗

∗

⎛ ⎞= ⋅ ⋅ − ⋅ ⋅ + − − ⋅ − ⋅⎜ ⎟
⎝ ⎠

= − ⋅ ⋅ + − ⋅ ⋅ −

H H Z HT

T T L

H Z H

Q Q Q Qp T p T L T p c k Q T
L L L L

Q Qp p T p c k L T
L L

 

 

Offensichtlich muss der Hersteller bei der Wahl von T zwischen sin-

kenden Grenzkosten des Zulieferers ( )c k∗  und der Länge der zweiten 

Periode [ ]L T−  in welcher sich der Hersteller diese Effizienzgewinne 

eventuell aneignen könnte abwägen. 
 

                                                  
27  Folgt direkt aus Formel 2.2 in Verbindung mit der Annahme einer konve-

xen Innovationstechnologie. 
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Proposition 2 (B.E.O. und komparative Statik) Der Hersteller wählt im 

Gewinnoptimum die Preisbindungsfrist T  so, dass gilt28: 

i) Grenzerlös entspricht den Grenzkosten: 

( ) ( )( )1

GrenzkostenGrenzerlös

∗
∗ ∗⎛ ⎞′− ⋅ ⋅ − ⋅ = − ⋅⎜ ⎟

⎝ ⎠
Z

dk Q Qc k Q T p c k
dT L L

 

ii) Für die komparative Statik gilt: 0;  0 dT dT
dQ dL

∗ ∗

> <   

 

Die Grenzkosten sind in der Bedingung erster Ordnung also die Diffe-

renz zwischen dem vereinbarten Preis und dem möglichen Preis nach 

Nachverhandlung multipliziert mit der marginalen Nachfrage Q L . Der 

Grenzerlös ist hier die mögliche marginale Preissenkung für die 2. Pe-

riode durch, ein mittels längerer Preisbindungsfrist induziertes, höheres 

k∗  und damit niedrigeren ( )c k∗  multipliziert mit der Marktnachfrage in 

[ ],L T . 

Die komparative Statik ist intuitiv. Erhöht sich ceteris paribus die Markt-

nachfrage steigt die Nachfrage für jeden Zeitpunkt. Damit steigt auch 

die gesamte Nachfrage in der zweiten Periode. Deshalb steigt auch der 

Grenzerlös einer Produktionskostensenkung ( )c k  durch höhere Inves-

titionen k. Die Grenzkosten steigen durch eine ceteris paribus Erhö-

hung von Q ebenfalls. Diese Erhöhung ist aber relativ geringer. Des-

halb kann die bisherige Preisbindung nicht mehr optimal sein. Es ist im 

Interesse des Herstellers durch eine längere Preisbindungsfrist höhere 

Investitionen bei dem Zulieferer zu induzieren bis die Grenzkosten ei-

ner Erhöhung der Preisbindungsfrist wieder den Grenzerlösen entspre-

chen. 

Wenn ceteris paribus der Produktlebenszyklus verlängert wird, verrin-

gert sich die Nachfrage für jeden Zeitpunkt. Damit fällt auch die gesam-

te Nachfrage in der ersten Periode. Deshalb fallen ceteris paribus die 

Grenzkosten der Preisbindungsfrist. Gleichzeitig steigt ceteris paribus 

der Grenzerlös einer verlängerten Preisbindungsfrist, da mögliche Effi-

zienzgewinne des Zulieferers eine relativ längere Zeit angeeignet wer-

den können. Deshalb kann die bisherige Preisbindung nicht mehr opti-

mal sein. Es ist im Interesse des Herstellers durch eine Verringerung 

                                                  
28  Vgl. für eine Beweisskizze Anhang A.2 S.27. 
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der Preisbindungsfrist seine Grenzkosten und Grenzerlöse zum Aus-

gleich zu bringen.  

Es bleibt festzuhalten, dass für den Hersteller die Gewährung einer 

Preisbindungsfrist vorteilhaft ist, falls er nach Ablauf der Frist in der La-

ge ist, sich dadurch induzierte Effizienzgewinne anzueignen. Damit 

können Preisbindungsfristen grundsätzlich geeignet sein, ein Koopera-

tionsinstrument für das Management vertikaler Industriestrukturen dar-

zustellen und z.B. die eingangs beschriebene Hold up - Problematik 

abzuschwächen. Ob Preisbindungsfristen auch in Wertschöpfungs-

netzwerken als spezielle vertikalen Industriestrukturen ein sinnvolles 

Kooperationsinstrument darstellen, wird im weiteren Verlauf dieser Ar-

beit untersucht. Mit der Aneignungsproblematik möglicher Effizienzge-

winne und deren Implikationen beschäftigt sich das folgende Kapitel. 

 

4 Allokation des Effizienzgewinns und Implikationen 

4.1 Ein Zulieferer – Supply Chain Management 

Zunächst wird die Situation betrachtet in der der Hersteller mit nur ei-

nem Zulieferer eine Preisbindungsfrist T  für die Nachfrage  T Q L⋅  

vereinbart hat.29 In diesem Fall ist aufgrund von Proposition 1 das Ni-

veau der Investitionen k∗  am höchsten und die davon abhängigen 

Grenzkosten ( )c k∗  am niedrigsten. Wie kann sich der Hersteller diesen 

Effizienzgewinn in Höhe von ( ) ( )0c k c k∗= −  pro Einheit des Vorpro-

duktes in der zweiten Periode aneignen? Falls der Zulieferer informiert 

ist, dass er der einzige Lieferant des Produktes ist, hat er Verhand-

lungsmacht.30 Der Hersteller würde sich im Vergleich zu einer Marktlö-

sung nämlich auch bei allen Preisen ( ) ( )(2 0 ;Zp c k c k∗ ⎤∈ = ⎦  besser 

stellen. Der Zulieferer wiederum kann sich im Vergleich zu einem nicht 

abgeschlossenen Vertrag für die zweite Periode bei allen Preisen 

( )2Zp c k∗>  besser stellen. Damit liegt die Situation eines Verhand-

lungsspieles vor. Aus der Vielzahl denkbarer Modellierungsansätze31 

wird in dieser Arbeit lediglich die axiomatische Nashlösung mit und oh-

                                                  
29  Diese Situation stellt den Referenzpunkt für die Analyse von Situationen 

mit mehreren Zulieferern, also Netzstrukturen, im weiteren Verlauf der Ar-
beit dar. 

30  Es wird also die Annahme von Nullgewinnen für den Zulieferer in der zwei-
ten Periode aus Kapitel zwei aufgehoben. 

31  Vgl. zu alternativen Ansätzen HARSANYI (1989) und HOLLER/  ILLING (1993). 
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( )M
Qp c k Q T
L

∗ ⎛ ⎞⎡ ⎤− ⋅ − ⋅⎜ ⎟⎣ ⎦ ⎝ ⎠

Zulie fe rer

Herste ller( )M
Qp c k Q T
L

∗ ⎛ ⎞⎡ ⎤− ⋅ − ⋅⎜ ⎟⎣ ⎦ ⎝ ⎠

Nash-Lösung

ne Alternative für den Hersteller hergeleitet.32 Diese Ergebnisse werden 

anschließend mit der Situation im Fall mehrere Zulieferer verglichen. 

Die durch die Verhandlung in t T=  aufzuteilende Rente R sei deshalb 

der Kostenunterschied zwischen dem alternativen Bezug zu Mp  und 

den Grenzkosten des speziell investierten Unternehmens multipliziert 

mit der Nachfrage in der zweiten Periode: 33  

( ) ( )( ): ∗= − ⋅ ⋅ −Q
MLR Q T p c k . 

Mit Hθ  bzw. zθ  seien die Anteile des Herstellers bzw. des Zulieferers 

an dieser Rente bezeichnet. Der übliche Ansatz der Maximierung des 

Nashproduktes führt auf die verhandelten Anteile Hθ , zθ  an der Rente 

R für den Hersteller und den Zulieferer.  

( ) ( )
,

1max 0 0  . .      mit 
2θ θ

θ θ θ θ θ θ θ θ− ⋅ − + ≤ ⇒ = = + =
H Z

H Z H Z H Z H Zs t R R R  
 

Bei Alternativen vom Wert Null oder fehlenden Alternativen findet also 

eine absolut symmetrische Aufteilung der Rente R statt. Hersteller und 

Zulieferer können sich deshalb jeweils die Hälfte der Rente R aneig-

nen. Abbildung 2 verdeutlicht die Idee der Nash-Lösung zu der hier be-

schriebenen Verhandlungssituation. 

            Abbildung 2: Aufteilung der Kostenersparnis zwischen Hersteller und 
Zulieferer im Nash- Verhandlungsspiel ohne Alternativen 

Quelle: Eigene Darstellung 

                                                  
32  Vgl. zur Vorgehensweise z.B. HOLLER (1992), S.25ff. und HOLLER/  ILLING 

(1993), S.189ff.. 
33  Kommt es zu einer Einigung zwischen speziell investierten Zulieferer und 

dem Hersteller, so gilt diese also für das gesamte Intervall ( ],T L . 
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Die verhandelten Anteile an R können jetzt in den Beschaffungspreis 
*

2Zp  umgerechnet werden den der Hersteller dem Zulieferer pro Einheit 

des Vorproduktes in der Periode ( ],T L  bezahlt: 
 

( )
( ]* *

2 2
1    ;    :  verhandelte Preis für ,
2 2

θ θ
∗+

= = ⇔ = =
M

H Z Z Z

p c k
R p p T L

 

Der Hersteller habe im Folgenden grundsätzlich die Möglichkeit das 

Zulieferprodukt auch von anderen Unternehmen zu beziehen die keine 

Investitionen k getätigt haben. Der Preis sei in diesem Fall mit Mp  be-

zeichnet. Es gelte ( )H Mp p c k∗> > . Können sich der Hersteller und 

der Zulieferer nicht auf einen Vertrag einigen, beträgt deshalb der Wert 

für den Hersteller aus einem alternativen Bezug des Vorproduktes: 34 
 

( ) ( ):= − ⋅ ⋅ −Q
H MLA Q T p p . 

Hat der Hersteller die Alternative A zur Einigung mit dem spezifisch in-

vestierten Zulieferer und der Zulieferer keine Alternative bzw. beträgt 

deren Wert Null, so kann sich bei der Nashlösung des Verhandlungs-

spiels der Hersteller zusätzlich den halben Wert seiner Alternative von 

dem Zulieferer aneignen. Es gilt also: 
 

( ) ( )
,

1 1 1 1max 0  . . ;   
2 2 2 2θ θ

θ θ θ θ θ θ− ⋅ − + ≤ ⇒ = + = −
H Z

H Z H Z H ZA s t R R A R A  

 

Die verhandelten Anteile an R können jetzt wieder in den Beschaf-

fungspreis 2
∗∗
Zp  umgerechnet werden den der Hersteller dem Zulieferer 

pro Einheit des Vorproduktes in der Periode ( ],T L  bezahlt: 
 

( )
2

1 1 1 1;      
2 2 2 2 2 2

θ θ
∗

∗∗
+ −

= + = − ⇔ = −
M H M

H Z Z

p c k p pR A R A p  

                                                  
34  Damit wird davon ausgegangen das Mp  für das gesamte Intervall 

( ],T L gilt. 
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Abbildung 3:  Aufteilung der Kostenersparnis zwischen Hersteller und 
Zulieferer im Nash- Verhandlungsspiel mit Alternativen 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Das Konzept der Nashlösung stellt also die Verhandlungspartei mit der 

wertvolleren Alternative besser.35 Obwohl das Konzept der Nashlösung 

als Verhandlungsergebnis zahlreiche Kritikpunkte aufweist36, werden 

die oben dargestellten Verhandlungsergebnisse als Referenzwerte für 

die folgenden Ausführungen verwendet.  

Es bleibt deshalb festzuhalten, dass bei fehlenden Alternativen eine 

symmetrische Aufteilung der Kooperationsrente stattfindet. Der Herstel-

ler ist demzufolge nicht in der Lage sich die Effizienzgewinne des Zulie-

ferers aus der ersten Periode vollständig anzueignen. Dennoch stellen 

sich Hersteller und Zulieferer, im Vergleich zu einer Situation ohne 

Preisbindungsfrist, relativ besser. Die zu Beginn der Arbeit beschriebe-

ne Hold up – Problematik wird also durch Preisbindungsfristen in der Si-

tuation von 4.1 abgeschwächt. Die Länge von vereinbarten Preisbin-

dungsfristen hat deshalb eine strategische Bedeutung beim Manage-

ment von einfachen Supply Chain Beziehungen.  

                                                  
35  Damit **

2 0>Zp  muss ( )2 ∗< −H Mp p c k gelten. Die Alternative darf also in die-
sem Setup nicht zu wertvoll sein, da der Hersteller auf sonst auf eine 
Nachverhandlung verzicht. 

36  Vgl. zur Kritik der Nashlösung beispielsweise LUCE/ RAIFFA (1989), S. 
128ff.. 

( )M
Qp c k Q T
L

∗ ⎛ ⎞⎡ ⎤− ⋅ − ⋅⎜ ⎟⎣ ⎦ ⎝ ⎠

Zulieferer

Hersteller( )M
Qp c k Q T
L

∗ ⎛ ⎞⎡ ⎤− ⋅ − ⋅⎜ ⎟⎣ ⎦ ⎝ ⎠

Nash-Lösung

( )H M
Qp p Q T
L

⎛ ⎞− ⋅ − ⋅⎜ ⎟
⎝ ⎠
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Im Folgenden wird untersucht, ob sich die Situation des Herstellers ver-

bessert, falls dieser in der ersten Periode bei mehreren Zulieferern 

durch eine Preisbindungsfrist Effizienzverbessernde Investitionen indu-

ziert hat. 

 

4.2 Mehrere Zulieferer - Netzwerkmanagement 

In diesem Kapitel wird die Analyse auf Basis der bisherigen Ergebnisse 

auf komplexere vertikale Wertschöpfungsarchitekturen verallgemeinert. 

Insbesondere wird geprüft, ob Preisbindung auch in Wertschöpfungs-

netzwerken ein geeignetes Kooperationsinstrument darstellen kann. 

Zunächst ist es nicht unmittelbar einsichtig warum sich der Hersteller 

durch einen zweiten Zulieferer besser stellen könnte. Die Berücksichti-

gung eines 2. Zulieferers auf der ersten Stufe bedeutet auch eine Auf-

teilung der Intervallnachfrage ( )Q T L⋅  auf zwei Zulieferer.37 Aus Pro-

position 1 folgt damit, dass die von den beiden Zulieferern gewählten 

Investitionshöhen 1k  bzw. 2k  kleiner sind als k∗ . Daraus 

folgt ( ) ( ) ( ) ( )1 2;  c k c k c k c k∗ ∗> > . Bei Aufteilung der Marktnachfrage 

kann also kein Zulieferer das Kostenniveau ( )c k∗  erreichen.38 Für den 

Hersteller kann dies nur dann relativ vorteilhafter sein, wenn es für ihn 

in dieser Situation möglich ist, einen im Vergleich zu 4.1 relativ höheren 

Anteil möglicher Effizienzgewinne des Zulieferers in der zweiten Perio-

de anzueignen. Im Folgenden wird angenommen, dass die beiden Zu-

lieferer nach Ablauf der Preisbindungsfrist um einen Folgeauftrag in der 

2. Periode ( ],T L konkurrieren. Dabei seien kollusives Verhalten und 

Kapazitätsbeschränkungen ausgeschlossen. Es liegt damit eine Bert-

rand Situation vor. Hat der Hersteller in der ersten Periode zwei sym-

metrische Zulieferer mit derselben Preisbindungsfrist, demselben Ab-

nahmepreis und der selben Marktnachfrage vertraglich gebunden, so 

haben beide in t=T die selbe Kostenstruktur ( ) ( )1 1 2 2=c k c k .39 Ferner 

sei 1p  bzw. 2p  der Preis den der erste Zulieferer bzw. der zweite Zulie-

ferer im (Bertrand)wettbewerb setzt, um den Zuschlag für die Lieferung 

an den Hersteller in der zweiten Periode zu erhalten. 

                                                  
37  ANTON/ YAO (1992) analysieren „split award“ Beschaffungsauktionen in 

denen der Käufer zwischen der Aufteilung seiner Beschaffungsmenge auf 
zwei Zulieferer bzw. der Zuweisung der gesamten Beschaffungsmenge zu 
einem Zulieferer wählen kann. 

38  Sofern er nicht über eine überlegene Innovationstechnologie verfügt. 
39  Folgt aus direkt aus Proposition 1. 
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Proposition 3 (Bertrand-Nash Gleichgewicht bei symmetrischen Zulie-

ferern im nichtdrastischen Fall40):  

Bei symmetrischen Zulieferern ist das eindeutige Bertrand Nash-

Gleichgewicht in Preisen ( ) ( )1 2 1 1 2 2= = =p p c k c k . 

 

Proposition 3 ist das Standard Bertrand-Nash Paradoxon. Beide Zulie-

ferer erzielen in der zweiten Periode Nullgewinne und der Hersteller 

kann sich den gesamten Effizienzgewinn aneignen. Der Hersteller ist 

darüber hinaus indifferent mit welchem Zulieferer Lieferbeziehungen in 

( ],T L  etabliert werden. 

 

Satz 1 (Bertrandlösung bei symmetrischen Zulieferern im nichtdrasti-

schen Fall ): Der Hersteller stellt sich bei zwei symmetrischen Zuliefe-

rern immer besser im Vergleich zu der Situation mit einem Zulieferer 

bei der Nashlösung ohne Alternativen.41 

 
Abbildung 4 liefert eine graphische Interpretation von Satz 1. 
 

     Abbildung 4: Bertrandlösung bei symmetrischen 
Zulieferern im nichtdrastischen Fall 

Quelle: Eigene Darstellung 

                                                  
40  Von der Möglichkeit in der zweiten Periode durch weitere Investitionen die 

Kosten unter den vereinbarten Preis zu senken wird im nichtdrastischen 
Fall zunächst abstrahiert. 

41  Vgl. für eine Beweisskizze Anhang A.3 S.27. 

1
1
2

q 1q Q

( )( )c k Q

( )( )0Mp c k=

( )( )1c k q∗

( )( )1
12c k q∗

( )( ) ( )( )1
2

0
2Z

c k c k q
p

∗+
=
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Während sich bei der Nashlösung der Hersteller genau die Hälfte des 

Effizienzgewinns nämlich ( )0 Zc p−  aneignen kann, ist er bei einer in Q 

konvexen Innovationstechnologie immer durch die Bertrandsituation 

besser gestellt, da diese Funktion immer unter der linearen Referenz-

gerade ( ) ( ) ( )( )( )1 10 0c c c k q q q∗⎡ ⎤− − ⋅
⎣ ⎦

 verläuft.42 Dieses Resultat ist 

intuitiv. Die marginale Grenzkostensenkung durch zusätzliche Investiti-

onen einer gegebenen Spezifität nimmt bei einer konvexen Innovati-

onstechnologie ab. Der Hersteller kann sich aber bei der Nashlösung 

nur die Hälfte der Grenzkostensenkung für 1q  aneignen. Dieser Wert ist 

aufgrund der in q konvexen Grenzkosten aber geringer als der Effi-

zienzgewinn für 11 2 q⋅ , welchen sich der Hersteller im Bertrandwett-

bewerb vollständig aneignen kann.  

Es bleibt festzuhalten, dass sich der Hersteller bei Preisbindungsfristen 

durch mehrere Zulieferer zusätzlich besser stellen kann. Ein Hersteller 

wird in dem Setup dieser Arbeit die Errichtung eines Wertschöpfungs-

netzwerkes demzufolge einfachen Supply Chain Beziehungen vorzie-

hen. Dennoch stellen sich in obiger Situation auch die Zulieferer durch 

Preisbindungsfristen relativ besser, da sie von den erzielten Effizienz-

gewinnen in der ersten Periode profitieren können. Preisbindungsfris-

ten sind damit auch in Wertschöpfungsnetzwerken geeignet das, in 

Kapitel 2 beschriebene, Hold up – Problem abzumildern. Ob dieses Re-

sultat auch für Verallgemeinerungen des Setups bestehen bleibt, wird 

im weiteren Verlauf der Arbeit untersucht. 

Beide Zulieferer antizipieren im Folgenden, dass sie durch weitere In-

vestitionen k in der zweiten Periode die Möglichkeit haben, ihre Kosten 

unter den für die zweite Periode vereinbarten Preis zu senken.43 Da-

durch könnten sie einen Gewinn pro produzierter Einheit in Höhe von 

1δ  bzw. 2δ  erzielen. Sei ferner 1p  bzw. 2p  der Preis den der erste Zu-

lieferer bzw. der zweite Zulieferer im (Bertrand)wettbewerb setzt, um 

den Zuschlag für die Lieferung an den Hersteller in der zweiten Periode 

zu erhalten. 

 

                                                  
42  Speziell gilt bei 1

1
2

q : ( ) ( )1 2
10 0
2

∗⎡ ⎤⎛ ⎞⎛ ⎞− > −⎢ ⎥⎜ ⎟⎜ ⎟
⎝ ⎠⎝ ⎠⎣ ⎦

Zc c k q c p . 

43  Dieser neue Ansatz wird im Folgenden als drastischer Fall bezeichnet. 
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Proposition 4 (Nashgleichgewicht bei symmetrischen Zulieferern im 

drastischen Fall):   Bei symmetrischen Zulieferern ist das eindeutige 

Nashgleichgewicht in Preisen ( ) ( )1 2 1 1 1 2 2 2δ δ= = − = −p p c k c k  mit 

( ) ( )1 1 2 2 1 2;  δ δ= =c k c k . 

 

Beweis: Bedingung erster Ordnung für das Gewinnmaximierungsprob-

lem  max Zπ  des Zulieferers in der zweiten Periode führt auf 

( ) ( )c k L L Q Q T∗′ = − ⋅ − ⋅ . Da ( )c k′ eine Bijektion ist, ist die Umkehrfunk-

tion wohldefiniert und es existiert ein gewinnoptimales ( ), ,k k Q L T∗ ∗= .  

Definiere 
( )( )

( )
, ,

1,2 :
π

δ
∗

− ⋅= Z k Q L T

Q Q L T  als Gewinn für jede Produktionseinheit eines 

in der zweiten Periode. Der Standardbeweis zum Bertrandwettbewerb 

führt auf Proposition 4. 

 

Antizipieren die Zulieferer, dass sie durch weitere Investitionen k in der 

zweiten Periode ihre Kosten unter den Preis ( ) ( )1 2c k c k=  senken kön-

nen, so setzen die Zulieferer in der Bertrandsituation diese Gewinne 

ein, um den Zuschlag für die zweite Periode zu erhalten.  

 

Satz 2 (Bertrandlösung bei symmetrischen Zulieferern im drastischen 

Fall): Der Hersteller ist in der Bertrandsituation bei zwei symmetrischen 

Zulieferern im drastischen Fall in der Lage sich auch mögliche Effi-

zienzgewinne in der zweiten Periode anzueignen. Damit stellt er sich 

besser als in der Nash-Verhandlungslösung. Für den Spezialfall 0T →  

erreicht der Hersteller sogar sein First Best d.h. er kann sich die maxi-

mal möglichen Effizienzgewinne aneignen. 

 
Beweis: 

a) Da ( )( ) ( )( )1 1
1 12 2 δ∗ ∗⋅ > ⋅ −c k q c k q  liegt der Preis für die zweite Peri-

ode aufgrund des Bertrandwettbewerbes unter dem Preis aus Satz 4. 

 

b) Falls genau ein Zulieferer für den gesamten Produktlebenszyklus 

durch eine Preisbindung in 0t =  für die gesamte Nachfrage Q an den 

Hersteller gebunden ist, gilt für das optimale k und damit für den maxi-

mal möglichen Effizienzgewinn: 
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( ) ( ) ( )
! 1max   1 0    ππ ∗∂ ′= ⋅ − ⋅ − ⇒ = − ⋅ − = ⇒ = −

∂
Z

Z Zk
p Q c k Q k c k Q c k

k Q
 

c) Falls ein Zulieferer in Abhängigkeit von T  seine gewinnoptimalen 

zusätzlichen Investitionen für die zweite Periode ( )L T−  wählt, gilt für 

das optimale k: 

( ) ( )( )
( ) ( ) ( )

!

max  

 1 0    

π

π ∗

= ⋅ − ⋅ − − ⋅ −

∂ ′⇒ = − ⋅ − ⋅ − = ⇒ = −
∂ ⋅ − ⋅

Q Q
Z Z L Lk

QZ
L

p Q T c k Q T k

Lc k Q T c k
k L Q Q T

 

für 0T →  ergibt sich: ( )
0

1lim
T

Lc k
L Q Q T Q

∗

→
= − = −

⋅ − ⋅
.  

Damit entsprechen sich die Bedingungen erster Ordnung in b) und c). 

Da die Kostenfunktionen identisch sind folgt Satz 2. 

 

In der Situation des drastischen Bertrandwettbewerbes verwenden die 

Zulieferer demnach mögliche Effizienzgewinne um den Zuschlag zu er-

halten.44 Deshalb kann der Hersteller auch in 0t =  eine Versteigerung 

seine Aktivitäten für [ ]0,L  vornehmen. Zulieferer werden die maximal 

möglichen Effizienzgewinne antizipieren und das k dementsprechend 

wählen. Aufgrund des (Bertrand)wettbewerbes kann sich der Hersteller 

diesen Effizienzgewinn in 0t =  vollständig aneignen. Es bleibt festzu-

halten, dass sich der Hersteller in der Situation von Satz 2 besser stellt 

als durch die Wahl von 0T > . Damit würde in diesem drastischen Fall 

des Bertrand-Wettbewerbs kein Hold up - Problem auftreten. Die Zulie-

ferer tätigen die optimale Höhe der Effizienz steigernden Investitionen 

für eine gegebene Spezifität. Die Zulieferer würden in diesem Setup al-

lerdings für 0T →  Nullgewinne erzielen. Deshalb fehlt auch der Anreiz 

überhaupt, die Effizienz steigernde, Investitionen vorzunehmen. Eine 

Preisbindungsfrist 0T > , welche Gewinnmöglichkeiten für die Zuliefe-

rer impliziert, ist demzufolge nötig, um grenzkostensenkende Investiti-

onen zu ermöglichen. Für symmetrische Zulieferer konnten eindeutige 

Ergebnisse abgeleitet werden. Die Errichtung eines Wertschöpfungs-

netzwerkes und die Wahl von einem 0T >  wird ein Hersteller einer ein-

fachen Supply Chain Beziehung vorziehen. 

                                                  
44  Vgl. zum strategischen Wert von Lernkurveneffekten im Duopolwettbe-

werb z.B. CABRAL/ RIORDAN (1997). 
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Es wird im Folgenden untersucht, wie sich die Resultate verändern, 

falls eine Asymmetrie zwischen den Zulieferern vorliegt. 

Die beiden Zulieferer verfügen jeweils über eine Innovationstechnolo-

gie für die global gelte: 

 

( ) ( ) ( ) ( ) ( ) ( )1 2 1 1 2 2  ; 0;  0;    0;  0+ ′ ′′ ′ ′′< ∀ ∈ < > < >c k c k k c k c k c k c k . 

 

Der Graph der Innovationstechnologie von Zulieferer 1 liegt also 
+∀ ∈k  unter dem Graph für Zulieferer 2. Damit ist die Produktions-

kostensenkung für jedes Niveau von k bei Zulieferer eins größer als bei 

Zulieferer zwei.  

 

Satz 3 (Bertrandlösung bei asymmetrischen Zulieferen): Es ist für den 

Hersteller immer optimal die Zulieferer so zu stellen, dass sie die sel-

ben Grenzkosten am Ende von Periode 1 haben d.h. ( ) ( )1 1 2 2=c k c k  

gilt. Der Vergleich mit 4.1 ist nicht mehr eindeutig. 
 

Beweis: Betrachte zwei asymmetrische Zulieferer.  

a) Eine symmetrische Aufteilung der Marktnachfrage ergibt 

( )( ) ( )( )1 1
1 1 2 12 2⋅ < ⋅c k q c k q . Im Bertrandsetup kann sich der Hersteller 

aber nur ( )( )1
2 2 12= ⋅Zp c k q  sichern.45 

b) Asymmetrische Aufteilung der Intervallnachfrage 1q  mit ( )10, :λ ∈ q  

1

2
λ <

q
ergibt: 46 ( )( ) ( )( ) ( )( ) ( )( )1 1

1 1 2 1 22 2ˆ ˆλ λ< = − <q qc k c k c k q c k .  

Im Bertrandsetup sichert sich der Hersteller jetzt:47  

( )( ) ( )( ) ( )( )1
2 1 2 1 2 22ˆ ˆ ˆλ λ= = − < =q

Z Zp c k c k q c k p . 

unterscheiden sich die Zulieferer hinreichend stark, so kann ˆ zp  größer 

sein als ( ) ( )( )2 10 2Zp c c k q∗⎡ ⎤= +⎣ ⎦ . In diesem Falle wäre eine Preis-

bindung nur mit dem starken Innovator und anschließender Nashver-

handlungssituation vorteilhafter. 

                                                  
45  Für den Beweis zu diesem leicht modifizierten Bertrandsetup vergleiche 

Anhang B.4 S. VII. 
46  Dies ist möglich, da c eine konvex fallende Funktion in Q ist, vgl. Beweis 

zu Satz 4. 
47  Analog zu dem Beweis zu Proposition 3. 
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Der Hersteller sollte demnach in der Situation mit zwei Zulieferern den 

schwächeren Innovator durch Zuweisung einer relativ höheren Markt-

nachfrage subventionieren. Dies vernichtet zwar aus gesamtwirtschaft-

licher Sicht Wohlfahrt, verbessert aber die Verhandlungsposition des 

Herstellers. Der schwächere Innovator gewinnt weniger Effizienz hinzu 

als der starke Innovator bei einer Umverteilung von Marktnachfrage 

verliert. Der Hersteller ist aber genau daran interessiert, da er sich nur 

maximal den Preis der höheren Produktionskosten im Bertrandsetup 

sichern kann. Deshalb findet Umverteilung der Marktnachfrage statt, 

bis sich die Produktionskosten am Ende der ersten Periode angegli-

chen haben. 

Eine Preisbindungsfrist ist demzufolge aus Sicht des Herstellers not-

wendig, um eine vorteilhafte Bertrandsituation zu schaffen. Zulieferer 

stellen sich relativ besser, da sie während der Preisbindungsfrist Ge-

winnmöglichkeiten haben. Wertschöpfungsnetzwerke dominieren er-

neut einfache Supply Chain Beziehungen aus Sicht des Herstellers. 

 

Satz 4 (Anzahl an Zulieferern): Es ist für den Hersteller nicht möglich, 

sich durch die Berücksichtigung von weiteren Zulieferern besser zu 

stellen. 

 

Beweis:   

a) Folgt im symmetrischen Fall direkt aus der Konvexität von c in Q. 

b) Folgt im asymmetrischen Fall ebenfalls direkt aus der Konvexität von 

c in Q sofern der Hersteller bereits die beiden Zulieferer mit der besten 

Innovationstechnologie berücksichtigt hat. 

 

Damit ist es für den Hersteller optimal, in obigem Bertrandsetup Preis-

bindungsfristen mit Dual Sourcing zu verbinden – also einen Spezialfall 

eines Wertschöpfungsnetzwerkes zu implementieren. Die zu Beginn 

der Arbeit beschriebene Hold up Problematik wird abgeschwächt. Die 

Zulieferer profitieren dabei von den Gewinnmöglichkeiten während der 

Preisbindungsfrist. Es ist an dieser Stelle zu bemerken, dass die An-

nahme konstanter Skalenerträge48 kritisch für dieses Ergebnis ist. Stei-
                                                  
48  Für eine gegebene Innovationstechnologie. 



 

 25

gende Skalenerträge würden tendenziell die Zusammenarbeit mit ei-

nem Zulieferer begünstigen und damit entgegengesetzt wirken.  

 

5 Fazit 

Ziel dieser Arbeit war es, die Eignung von Preisbindungsfristen als Ko-

operationsinstrument in Wertschöpfungsnetzwerken zu untersuchen. 

Unter der Annahme einer konvexen Innovationstechnologie, einer über 

den Produktlebenszyklus gleichverteilten Marktnachfrage, sowie der 

Möglichkeit des Herstellers sich alle Effizienzgewinne nach Ablauf der 

Preisbindungsfrist anzueignen, konnten eindeutige Ergebnisse abgelei-

tet werden. Die Festlegung einer Preisbindungsfrist induziert spezifi-

sche Investitionen bei dem Zulieferer. Sowohl Zulieferer als auch Her-

steller stellen sich im Vergleich zu einer Situation ohne Preisbindungs-

frist und damit ohne spezifische Investitionen besser. Während der Zu-

lieferer in der ersten Periode von den Effizienzsteigerungen profitiert, 

kann sich der Hersteller diese in der zweiten Periode aneignen. Das 

eingangs beschriebene Hold up – Problem kann demzufolge durch 

Preisbindungsfristen abgemildert werden. Diese grundsätzliche Aussa-

ge bleibt auch bestehen, wenn man die Aufteilung der Effizienzgewinne 

als einfaches Verhandlungsspiel modelliert. Bei der Nashlösung ohne 

Alternative findet eine gleichmäßige Aufteilung der Effizienzgewinne 

statt. Bei der Nashlösung mit Alternative kann sich der Hersteller einen 

relativ höheren Anteil des Effizienzgewinnes aneignen. Der Zulieferer 

profitiert jedoch weiterhin in der ersten Periode von produktionskosten-

senkenden Investition einer gegebenen Spezifität. Damit stellen sich 

beide Parteien im Vergleich zu einer Situation ohne Preisbindungsfrist 

besser.  

Darüber hinaus konnte abgeleitet werden, dass sich der Hersteller 

durch den Aufbau eines zweiten Zulieferers, also der Errichtung eines 

Wertschöpfungsnetzwerkes, besser stellen kann als in der Nashlösung 

mit Alternativen vom Wert Null. Obwohl die Senkung der Produktions-

kosten geringer ausfällt, stellt sich der Hersteller besser, da er von dem 

Wettbewerb zwischen den Zulieferern zu Beginn der zweiten Periode 

profitiert. Er sollte dabei die vertraglichen Beziehungen mit den Zuliefe-

rern so strukturieren, dass beide dieselbe Kostenstruktur zu Beginn der 

zweiten Periode aufweisen. Insbesondere sollte der Hersteller den Zu-
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lieferer mit der schlechteren Innovationstechnologie durch Zuweisung 

einer relativ höheren Nachfrage subventionieren.  

Es konnte ebenfalls gezeigt werden, dass sich der Hersteller durch den 

Aufbau weiterer Zulieferer in der ersten Periode nicht besser stellen 

kann. Insgesamt bleibt damit festzuhalten, das Preisbindungsfristen ein 

geeignetes Instrument zur Ausgestaltung kooperativer Beziehungen in 

Wertschöpfungsnetzwerken darstellen. 

Für die weitere Forschung ist es interessant, die obige Analyse in Ab-

hängigkeit des Spezifitätsgrades durchzuführen. Dadurch wird es mög-

lich die Effekte einer Preisbindung als Kooperationsinstrument differen-

zierter zu analysieren um anschließend die Auswirkungen von mögli-

chen Preisbindungsfristen auf die Wahl der optimalen Governan-

cestruktur bzw. Festlegung der optimalen Unternehmensgrenze zu un-

tersuchen. Darüber hinaus könnten weitere Verallgemeinerungen des 

Setups aus 3.1 vorgenommen werden. Einerseits könnte die Markt-

nachfrage realitätsnäher modelliert werden. Andererseits könnte man 

untersuchen, ob es sinnvoll ist den Produktlebenszyklus in mehrere 

Preisbindungsfristen zu zerlegen. Auch die Einführung von stochasti-

schen Elementen für die Marktnachfrage und den Innovationserfolg ist 

u.U. interessant. Schließlich könnte untersucht werden, wie sich finan-

zielle Restriktionen auswirken. Liegen Beschränkungen vor, so kann 

der Zulieferer u.U. nicht das optimale Niveau an spezifischen Investiti-

onen zu Beginn einer Periode tätigen. Antizipiert dies der Hersteller, so 

könnte es vielleicht optimal sein, mehr als zwei Zulieferer aufzubauen 

und somit eine andere Netzwerkstruktur zu wählen.  
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Anhang 

A.1  Beweis von Proposition 1 

i) 1 1 0  1Z c Q c QT T
k k L k L
π∂ ∂ ∂

= − ⋅ ⋅ − = ⇔ − ⋅ ⋅ =
∂ ∂ ∂

; 
2 2

1
2 2 0Z c Q T

Lk k
π∂ ∂

= − ⋅ ⋅ <
∂ ∂

 

ii) Aus i) folgt ( ) ( )k

Lc k c k
T Q∗

∗′ ′= = −
⋅

. Da ( )c k′ als Bijektion definiert 

ist, existiert die Umkehrfunktion und es gilt ( ), ,k k T Q L∗ ∗= . Anwen-

dung des impliziten Funktionentheorems und Einsetzen von ( )c k∗′  

führt zu der in Proposition 1 angegebenen komparativen Statik. 

 

A.2  Beweis von Proposition 2 

i) ( ) ( ) ( )
!

1 0 H
H Z H

Q Q Q dk Q Qp p p c k L T c k
T L L L dT L L
π ∗

∗ ∗∂ ′= ⋅ − ⋅ − ⋅ − ⋅ − ⋅ + =
∂

 

( ) ( ) ( )

( ) ( )( )

!

1

1

0Z

Z

dkp c k L T c k
dT

dk Q Qc k Q T p c k
dT L L

∗
∗ ∗

∗
∗ ∗

′⇔ − − ⋅ − + =

⎛ ⎞′⇔ − ⋅ − ⋅ = −⎜ ⎟
⎝ ⎠

 

ii) Einsetzen von ( ) ( )k

Lc k c k
T Q∗

∗′ ′= = −
⋅

 und Anwendung des implizi-

ten Funktionentheorems zur der in Proposition 2 angegebenen kompa-

rativen Statik. 

 

A.3  Beweis von Satz 1 

Lemma: Folgende Bedingung gilt: 
2

2

∗d k
d Q

<0: 

Beweis des Lemmas: Aus A.1 

( )( ) ( )

( )( ) ( ) ( )

1
2

2 2
2 2

2

           > 0    da  0

 2

∗ −
∗ ∗

∗ ∗−
∗ ∗ ∗

∗

′′ ′′= ⋅ ⋅ ⋅ >

⎡ ⎤
′′ ′′ ′′′⇒ = − ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ + ⋅ ⋅⎢ ⎥

⎣ ⎦

dk L T Q c k c k
dQ

d k dkL T Q c k T Q c k Q c k
d Q dQ
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Da ( )c k′′′  nicht explizit definiert Fallunterscheidung: 

i) ( ) 0   ′′′ = ⇒c k  

 ( )( ) ( ) ( )
2 2

2 2
2

00
0

0

2 0
∗ ∗−

∗ ∗ ∗
∗

>>

<

⎡ ⎤
⎢ ⎥

′′ ′′ ′′′= − ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ + ⋅ ⋅ <⎢ ⎥
⎢ ⎥
⎢ ⎥⎣ ⎦

d k dkL T Q c k T Q c k Q c k
d Q dQ

 

ii)  ( ) 0   ′′′ > ⇒c k  

( )( ) ( ) ( )
2 2

2 2
2

0 00 0

0

2 0
∗ ∗−

∗ ∗ ∗
∗

> >> >

<

⎡ ⎤
⎢ ⎥

′′ ′′ ′′′= − ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ ⋅ + ⋅ ⋅ <⎢ ⎥
⎢ ⎥
⎣ ⎦

d k dkL T Q c k T Q c k Q c k
d Q dQ

 

Beweis von Satz 1: 

Definiere zur Übersichtlichkeit für die Marktnachfrage: 1 := ⋅Q
Lq T  für die 

erste Periode [ ]0,T ;   2 := − ⋅Q
Lq Q T  für die zweite Periode [ ],T L . Die 

Grenzkosten sind eine streng konvexe Funktion in Q da:  

( )( ) ( )( )
( )

00

                                                 0
∗ ∗ ∗

∗

><

∂ ∂
= ⋅ <

∂ ∂

c k Q c k Q dk
Q dQk Q

 

( )( ) ( )( )
( )

( )( )
( )

2 2 2

2 2 2

0 0 00 0

0 0

        0
∗ ∗ ∗∗ ∗ ∗

∗ ∗

> > <> <

> >

∂ ∂ ∂
= ⋅ ⋅ + ⋅ >

∂ ∂ ∂

c k Q c k Q c k Qdk dk d k
dQ dQQ k Q k Q d Q

 

Für streng konvexe Funktionen gilt allgemein:  

( )( ) ( ) ( ) ( )1 1      0 1;  ,ϑ ϑ ϑ ϑ ϑ⋅ + − ⋅ < ⋅ + − ⋅ < < ∀ ∈c x y c x c y x y  

Damit gilt aber speziell: ( ) ( )1 1
1 1 1 10 0  
2 2 2 2

⎛ ⎞+ ⋅ < + ⇔⎜ ⎟
⎝ ⎠

c q c q c  

( ) ( ) ( ) ( )1
1 1

01 1 1  0
2 2 2 2

+⎛ ⎞ < + =⎜ ⎟
⎝ ⎠

c c q
c q c q c  
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( )( ) ( )( )

( ]

( )( ) ( )( ) ( )( ) ( )( )

( ]

1 1

1
1 1

Preis für T,L  bei Preis für T,L  im der NashlösungBertrandwettbewerb

1 1 1 1 0 0  
2 2 2 2

01 1 1   0
2 2 2 2

∗ ∗ ∗ ∗

∗ ∗
∗ ∗ ∗

⎛ ⎞⎛ ⎞ ⎛ ⎞⇒ + ⋅ < +⎜ ⎟⎜ ⎟ ⎜ ⎟
⎝ ⎠ ⎝ ⎠⎝ ⎠

+⎛ ⎞⎛ ⎞⇒ < + =⎜ ⎟⎜ ⎟
⎝ ⎠⎝ ⎠

c k q k c k q c k

c k q c k
c k q c k q c k
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